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Bürgerinitiative Heidenrod / AG Rheingau-Taunus 
vertreten durch Michael Baureis, Marius Bornmann, Michael Bodenheimer 
Postgasse 1 
65321 Heidenrod 
  
  
   
Hessischer Landtag 
  
  
  

Heidenrod, 29.03.2019 
  
  
  
STELLUNGSNAHME der Bürgerinitiative Heidenrod/Rheingau-Taunus-Kreis 
zum Gesetzesentwurf zur vollständigen Abschaffung von Straßenausbaubeiträgen 
Anhörung des Innenausschusses des Hessischen Landtags am 09. Mai 2019 
20. Wahlperiode, Drucksache 20/64 vom 29.01.2019 
  
  
Sehr geehrter Herr Heinz, 
  
anbei übersenden wir Ihnen unsere Stellungnahme mit der Bitte um Befassung und Weitergabe 
an die Mitglieder des Innenausschusses. 
  
Wir würden es begrüßen, wenn Sie unsere Argumentation ergebnisoffen und konstruktiv 
auffassen würden. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
  
  
  
Michael Baureis                  Marius Bornmann               Michael Bodenheimer 
  
  
Anlagen: 
Stellungnahme 
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STELLUNGNAHME DER BÜRGERINITIATIVE HEIDENROD 
RHEINGAU-TAUNUS-KREIS 
  
  
  
Themen 
  

● Wer wir sind 
● Straßenausbaubeiträge in der EU / Deutschland / Hessen / Rheingau-Taunus-Kreis / 

Heidenrod 
● Problem und Anpassungsbedarf 
● Problemstellung für zersiedelte Gemeinden am Beispiel Heidenrod 
● Artikel 26d 
●  Vorschläge von SPD und Linken 

  
  
Wer wir sind 
  
Unsere Bürgerinitative hat sich am 23.11.2019 in Heidenrod-Nauroth gegründet. Bei der 
Gründung waren ca. 40 Personen anwesend. Unsere Infoveranstaltung im Januar 2019 waren 
ca. 250 Heidenroder Bürger anwesend. Mittlerweile unterstützen uns in Heidenrod ca. 800 
Bürger mit Ihrer Unterschrift. Über die AG Straßenbeitragsfreier Rheingau-Taunus-Kreis 
vernetzen wir die Bürgerinitiativen im Rheingau-Taunus-Kreis. 
  
  
Straßenausbaubeiträge in der EU / Deutschland / Hessen / Rheingau-Taunus-Kreis / 
Heidenrod 
  
Lt. Dem HR-TV Magazin Mex v. 14.11.2018 erhebt neben Deutschland nur noch Dänemark 
Straßenausbaubeiträge. 
  
Die Situation in Deutschland gleicht einem Flickenteppich. Während einige Länder keine 
Straßenausbaubeiträge erheben, gibt es einige Länder, die Straßenausbaubeiträge erheben 
müssen und manche Länder überlassen es ihren Kommunen selbst. 
  
Hessen stellt es den Kommunen frei, ob diese Straßenausbaubeiträge erheben und spaltet 
somit zwischen reichen und armen Kommunen. Während u.a. Frankfurt / Wiesbaden / Eschborn 
Ihre Bürger nicht zur Kasse bitten, müssen die ärmeren Kommunen ihren Bürgern tief in die 
Tasche greifen. 
  
Diese Spaltung zieht sich ebenfalls durch den Rheingau-Taunus-Kreis. Heidenrod erhebt 
Einmalbeiträge. Aus unserer Sicht die ungerechteste aller Varianten. Wiederkehrende Beiträge 
sind in Heidenrod aufgrund der Zersiedelung schwer umzusetzen. Die einzelnen Orte müssten 
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in eigene Abrechnungsgebiete zusammengefasst werden. Anlieger aus kleineren Orten 
müssten somit höhere Abschläge zahlen, als Anlieger aus größeren Abrechnungsgebieten (z.B. 
Gerlostein/Matenroth (ca.100 Einwohner)  ggü. Laufenselden (ca. 2.000 Einwohner)). 
 
 
Problem und Anpassungsbedarf 
  
Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen nach dem Kommunalabgabengesetz ist in 
erhebliche Kritik geraten. In ganz Hessen formiert sich massiver Widerstand. Der 
Arbeitsgemeinschaft „Straßenbeitragsfreies Hessen“ gehören mittlerweile über 60 
Bürgerinitiativen an. 
  
Die Unterscheidung zwischen qualifizierten Straßen (Bund, Land, Kreis) und Gemeindestraßen 
ist nicht mehr zeitgemäß. Der Ausbau sämtlicher Straßen ist nach unserer Auffassung eine 
gesellschaftliche Gemeinschaftsaufgabe und sollte auch entsprechend von der Gemeinschaft 
finanziert werden. 
  
Die Gegner der Abschaffung argumentieren oft mit der kommunalen Selbstverwaltung. 
  
Für einige Gemeinden im RTK stellt sich die kommunale Selbstverwaltung eher als kommunale 
Mangelverwaltung dar. 
 
Problemstellung für zersiedelte Gemeinden am Beispiel Heidenrod 
  
Die Gemeinde Heidenrod, in der unsere Bürgerinitiative entstanden ist, ist ein Paradebeispiel 
für kommunale Mangelverwaltung. 
  
Heidenrod ist mit knapp 96 Quadratkilometern die flächenmäßig größte Gemeinde im 
Rheingau-Taunus-Kreis und hat ca. 8.000 Einwohner. Heidenrod gehört hessenweit zu den 
Gemeinden mit den meisten Ortsteilen, es sind 19 an der Zahl. Der Siedlungsindex beträgt 
0,7541. 
  
Heidenrod hat aktuell 19,5 Mio. € Schulden. Der Rettungsschirm wurde vor kurzem verlassen. 
Dennoch wird die Haushaltslage im Kommunalbericht 2018 auf Seite 112 als fragil bewertet. 
  
Durch die Zersiedlung werden 8 Klärwerke benötigt, was den Wasserpreis (Frisch- und 
Abwasser) auf akt. 10 € (zzgl. Oberflächenwasser) katapultiert. Lt. Landesrechnungshof (203 
vergleichende Prüfung aus Dez. 2018)  ist gemessen an der Modelfamilie eine Familie in 
Heidenrod besonders belastet. Dies macht beim  Frisch- und Abwasser ca. 435,- € / Jahr aus. 
  
Gewerbe siedelt sich lieber im wenige Kilometer entfernten Rheinland-Pfalz an, da dort die 
Grundstücke für gewerbetreibenden subventioniert werden. Während gewerbetreibende in 
Holzhausen an der Heide (RLP) 16,- € / m² für ein Baugrundstück zahlen müssen, muss 
Heidenrod 75,- € / m² verlangen. 
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Lt. unserem Bürgermeister beträgt die Länge der Gemeindestraßen ca. 100 km. Aufgrund von 
finanzieller Handlungsunfähigkeit wurden ca. 14 Jahre keine Sanierungen durchgeführt. Es 
besteht ein erheblicher Investitionsstau. Lt. Herr Diefenbach (BGM) benötigt die Gemeinde bei 
den aktuellen Investitionsmöglichkeiten 200 Jahre um das Straßennetz zu sanieren. Wir fragen 
uns welche Straßen 200 Jahre halten? 
  
Hohe Kitagebühren, schlechter Handy Empfang, teilweise sehr schlechte Internetverbindungen 
und Straßenausbaubeiträge in Form von Einmalbeiträgen zeichnen die Gemeinde im negativen 
aus. 
  
Die geplanten Straßenausbaumaßnahmen in Heidenrod-Nauroth treffen eine junge Familie mit 
ca. 33.000,- € Und dies obwohl die Gemeinde u.a. auf Druck unserer Initiative den 
Gemeindeanteil erhöht hat. Ein lokaler Steinmetzbetrieb wird voraussichtlich mit 25.000,- € 
belastet. Eine alleinstehende Rentnerin (80 Jahre) wird mit ca. 17.000,- € belastet werden. Eine 
fünfköpfige Familie wird mit ca. 12.000,- € belastet, obwohl die Straße vor dem Haus nicht 
saniert wird. Der Grund hierfür liegt darin, dass das Grundstück zur einer Hälfte an einer 
Kreisstraße und zur anderen Hälfte an der Gemeindestraße liegt. Die Kreisstraße wurde jedoch 
bis an die Grundstücksgrenze fertiggestellt. 
  
Gerade in den zersiedelten Gebieten, wie z.B. Heidenrod, kommt es oft vor, dass Ortsstraßen 
teilweise Kreis- bzw. Landesstraßen sind. 
  
Selbst in einem kleinen Ort wie Heidenrod-Nauroth spaltet die aktuelle Situation die Anlieger, 
wenn z.B. eine Straße zu 60% Kreisstraße und zu 40% Gemeindestraße ist (65321 Heidenrod, 
Kirchstraße - K676). Wir fragen uns besonders an diesem Beispiel, wie es sein kann, dass sich 
einige glücklich schätzen dürfen, da deren Straße keine Gemeindestraße ist und andere in der 
gleichen Straße teilweise fünfstellige Beträge zu zahlen haben. 
  
Ist das Grundstück an der Gemeindestraße somit mehr Wert (da hier Straßenausbaubeiträge 
erhoben werden) als das Grundstück an der Kreisstraße? 
  
Gespräche mit ansässigen Maklern haben ergeben, dass der Gebäude- / Grundstückswert vor 
und nach einer Sanierung der Straße gleich sei, da die Straße nicht zum Eigentum des 
Grundstückes gehört. 
  
Die viel zitierte Wertsteigerung ergibt sich, nach unserer Auffassung, aus der Erschließung der 
Straße, diese hat der Anlieger bereits mit 90 % der Kosten finanziert. Neben den 
Erschließungskosten zahlt man als Anlieger: Grunderwerbsteuer und Grundsteuer. Auch durch 
diese Zahlungen hat man als Anlieger die Straße nicht gekauft. Eigentümer ist weiterhin die 
Kommune und der Anlieger entscheidet nicht über die Instandsetzung oder über die Sanierung. 
  
Fakt ist, dass es einige Kommunen im RTK gibt, die über viele Jahre gar keine Mittel hatten, um 
sich um eine ausreichende Instandhaltung zu kümmern und somit der Zustand der Straße 
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schneller in Richtung "vollständige Sanierung" gegangen ist, als dies nötig gewesen wäre, wenn 
die Kommune sich vorher darum gekümmert hätte. 
  
Was kann ein einzelner Anlieger dafür, dass seine Kommune arm ist? Wie erklären Sie einem 
Anlieger aus einer armen Kommune (wie z.B. Heidenrod), der einen fünfstelligen Betrag zu 
zahlen hat, dass Anlieger in reichen Kommunen keine Anliegergebühren zu zahlen haben. Wir 
beziehen uns hierzu auch auf… 
  
  
Artikel 26d: 
„Der Staat wirkt auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Stadt und Land hin.“ 
  
Wie können derart unterschiedliche Belastungen für die Bürgerinnen und Bürger der 
ländlicheren Ortsteile gegenüber den Städten als gleichwertige Lebensverhältnisse bezeichnet 
werden? 
 
 
Vorschläge von SPD und Linken 
  
Aus Sicht der unserer Bürgerinitiative(n) werden beide Gesetzesentwürfe unterstützt. 
  
Beide Entwürfe verhindern eine hohe Kostenbeteiligung von Anliegern zur Sanierung 
öffentlicher Straßen. 
 
Weitere Optimierungen von CDU & Grünen würden wir begrüßen. Z.B. hat das bayerische 
Kabinett einen Strabs-Härtefallfonds auf den Weg gebracht, der über einen Zeitraum von 
einigen Jahren (vor der Abschaffung der Strabs) teile der gezahlten Beiträge ersetzt. Somit 
könnte der Übergang sanfter gestaltet werden. 
 
Die Diskussion über Straßenausbaubeiträgen in Deutschland zeigt, dass dies kein 
parteigebundenes Thema ist, daher bitten wir bei der Abstimmung von dem Fraktionszwang 
abzusehen. 
 
Wir sind der Auffassung, dass das Thema langfristig auf Bundesebene gelöst werden sollte. 
Hierfür sollten die Länder entsprechenden Druck ausüben. Eine Steuer auf Treibstoff (jeglicher 
Art) könnte zum Beispiel hierfür dienlich sein. Somit würde aus unserer Sicht auch das 
Verursacherprinzip richtig greifen.  
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Von: Jung, Oliver
An: Wilbert, Elisa (HLT)
Thema: WG: Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtags
Datum: Montag, 1. April 2019 11:15:18

 
 
Freundliche Grüße
 
Oliver Jung
Bürgermeister

Marktflecken Merenberg
Allendorfer Straße 4
35799 Merenberg
Telefon 06471/9539-10
Fax 06471/9539-39
www.merenberg.de
o.jung@merenberg.de
 

Von: Jung, Oliver 
Gesendet: Montag, 1. April 2019 11:13
An: c.lingelbach@ltg.hessen.de; e.wilbert@ltd.hessen.de
Cc: Marius Hahn (marius.hahn@stadt.limburg.de) <marius.hahn@stadt.limburg.de>; Jörg Lösing
(joergloesing@gemeinde-weinbach.de) <joergloesing@gemeinde-weinbach.de>; Jung, Johanna
<j.jung@merenberg.de>; Markus Wagner <m.wagner@merenberg.de>; 'Scheu-Menzer, Silvia'
<Silvia.Scheu-Menzer@huenfelden.de>
Betreff: Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtags
 
Betreff: Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtags zu

            Gesetzentwurf
Fraktion der SPD
Gesetz zur vollständigen Abschaffung von Straßenausbaubeiträgen
(Drucksache 20/64)

Dringlicher Gesetzentwurf
Fraktion DIE LINKE
Gesetz zur Aufhebung von Straßenbeiträgen in der hessischen Kommunen
(Drucksache 20/105 neu)

 
am Donnerstag, 9. Mai 2019

 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender des Innenausschusses Heinz,
sehr geehrte Ausschussmitglieder,
sehr geehrte Frau Lingelbach,
 
vielen Dank für die Anhörung zu den im Betreff genannten Gesetzesentwürfen!

 
Eckdaten des Marktflecken Merenberg:
 
Der Marktflecken Merenberg liegt im Landkreis Limburg-Weilburg über die
Verkehrsachse B49 an den Ballungsräumen von Wiesbaden und Frankfurt am Main.
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Seit dem Bau der ICE-Strecke Frankfurt-Köln mit Haltepunkt in unserer Kreisstadt
Limburg an der Lahn pendeln unsere Bürgerinnen und Bürger zur Arbeit auch durchaus
noch in den Bereich Köln/Bonn.

Wir sind eine finanzschwache, ländlich strukturierte Wohnsitzgemeinde ohne große
Industrie- und Gewerbetriebe mit entsprechenden Arbeitsplatzangeboten.

Bevölkerungsentwicklung (jeweils Einwohner mit Haupt- und Nebenwohnsitz):

31.12.1971 1.534  
31.12.1981 2.270  
31.12.1991 3.208  
30.06.2018 3.320  

 
Mit dem Anstieg der Einwohnerzahl einher, gingen die Erschließung von
Wohnbauflächen und der Bau sowie der stetig notwendige Erhalt der Infrastruktur (zum
Beispiel Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Kindertageseinrichtungen und
Brandschutz).
 
Haushalt 2019 (jeweils gerundete Zahlen):

Aus den Erträgen:
Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer 1.654.000 EUR
Schlüsselzuweisungen 975.914 EUR
Gewerbesteuer 1.200.000 EUR
Grundsteuer A 24.000 EUR
Grundsteuer B 563.000 EUR
  
Aus dem Aufwand:  

Kreis- und Schulumlage 2.050.000 EUR
  
Saldo ordentliches Ergebnis im
Ergebnishaushalt

 
+ 207.000 EUR

  
Saldo Zahlungsmittelüberschuss
aus lfd. Verwaltungstätigkeit im
Finanzhaushalt

 
+ 29.000 EUR

  
 
Schuldenentwicklung (jeweils gerundete Zahlen):

31.12.2010                                                               12.8 Mio EURO

31.12.2013                                                               15.1 Mio EURO

31.12.2016                                                               11.7 Mio EURO

31.12.2019 (Prognose)                                         9.0 Mio EURO

(ca. 2.900 EURO/Kopf)     

 
Straßenbeiträge in Merenberg:
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Wir haben rund 40 km Gemeindestraßen.
 
Seit den 1970-er Jahren wurden einmalige Straßenausbaubeiträge erhoben.

In interkommunaler Zusammenarbeit mit den Gemeinden Runkel und Weinbach haben
wir aktuell eine Straßenzustandserfassung erstellen lassen, um daraus kurz-, mittel- und
langfristige Prioritäten zur Erneuerung von Straßen zu entwickeln.
 
Absehbar ist schon jetzt, dass in Merenberg viele Straßen, die im Zuge der Erschließung
von Wohnbaugebieten in den 1970er/1980er Jahre gebaut wurden, altersbedingt
grundhaft saniert werden müssen.

Es gab im Marktflecken Merenberg bisher keine Initiative an den einmaligen
Straßenausbaubeiträgen etwas zu verändern - im Wesentlichen der aktuelle Stand:

-         Als finanzschwache Kommune können wir Straßenausbauten nicht aus
allgemeinen Deckungsmitteln finanzieren.

-         Es kann auch keine Kompensation durch eine Steuerfinanzierung über die
Grundsteuer B erfolgen. Hebesatz 2019 – 570%, 2018 – 590%, 2017 Hebesatz
670%.

Mit einer Anhebung des Hebesatzes für die Grundsteuer B müssten die
Einnahmeausfälle für die Investitionen und die bisher bei den einmaligen
Straßenbeiträgen entstehenden Sonderposten zur Finanzierung der
Abschreibungen erwirtschaftet werden.

Durch die Daten aus der Straßenzustandserfassung ist absehbar, dass die
Steuerfinanzierung den Hebesatz bei der Grundsteuer B in eine nicht vertretbare
utopische Höhe treiben würde.

Die gesetzlich neu geregelten Ratenzahlungsregelungen bei der Erhebung
einmaliger Beiträge sind für finanzschwache Kommunen nicht tragbar.

Es kann keine Investition getätigt werden, deren Refinanzierung erst durch
Beiträge über bis zu 20 Jahre mit einem Zinsausgleich, der unter den anfallenden
Kreditmarktkosten liegen erfolgt.

 
Zu den Gesetzentwürfen der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE LINKEN:

 
Nach den obigen Ausführungen befürworte ich aus Sicht einer finanzschwachen, ländlich
strukturierten Wohnsitzgemeinde mit absehbar hohem künftigem Aufwand für
Straßensanierungen grundsätzlich die vollständige Abschaffung von
Straßenausbaubeiträge bzw. deren Aufhebung und dass die Städte und Gemeinden zur
Kompensation originäre Landesmittel erhalten sollen.
 
Folgendes sollte noch berücksichtig werden:
 

1.      Es wird davon ausgegangen, dass besonders kleinere Kommunen im Land
Hessen, welche in einer ähnlichen Situation wie der Marktflecken Merenberg sind,
die anstehenden Investitionen für Straßenausbauten noch nicht detailliert beziffern
können.

Deshalb erscheint mir fraglich, ob die dargestellten 60 Millionen EUR pro Jahr zur
vollständigen Kompensierung wegfallender Straßenbeiträge ausreichen.
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2.     Mit dem Gesetz zur Neuregelung von Straßenbeiträgen vom 28.05.2018 wurde
ein pauschaler Kostenausgleich bei der Einführung eines wiederkehrenden
Straßenbeitrages geregelt.

Nach der dazu erlassenen Richtlinie des Hessischen Ministers des Innern und für
Sport vom 30.10.2018 (Staatsanzeiger Nr. 48 vom 26.11.2018, Seite 1376) sind
nur Kommunen antragsberechtigt, die eine Satzung zur Einführung eines
wiederkehrenden Straßenbeitrages bereits beschlossen haben, die nicht vor dem
01.01.2018 in Kraft getreten ist.

Sollte sich für eine Abschaffung der Straßenausbaubeiträge oder deren
Aufhebung entschieden werden, bedarf es auch einer Regelung zum finanziellen
Ausgleich für den Aufwand, der in den Kommunen aufgrund der aktuellen
Rechtslage für die Einführung eines wiederkehrenden Straßenbeitrags angefallen
ist bzw. zudem sie sich vertraglich gebunden haben.

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender des Innenausschusses Heinz,
sehr geehrte Ausschussmitglieder,
sehr geehrte Frau Lingelbach,
 
ich bedanke mich für die Einladung zur Anhörung und komme gerne persönlich am
Donnerstag, 09.05.2019 nach Wiesbaden.

Mit der Publikation meiner Stellungnahme und des Sitzungsprotokolls auf der Website
des Hessischen Landtages bin ich einverstanden.

 
 
Freundliche Grüße
 
Oliver Jung
Bürgermeister

Marktflecken Merenberg
Allendorfer Straße 4
35799 Merenberg
Telefon 06471/9539-10
Fax 06471/9539-39
www.merenberg.de
o.jung@merenberg.de
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Mündliche Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtages zu den Gesetzentwürfen der 
Fraktionen SPD und DIE LINKEN zum Thema Straßenausbaubeiträge   
   
Gesetzentwurf Fraktion der SPD Gesetz zur vollständigen Abschaffung von Straßenausbaubeiträgen 
– Drucks. 20/64 –    
Dringlicher Gesetzentwurf Fraktion DIE LINKE Gesetz zur Aufhebung von Straßenbeiträgen in den 
hessischen Kommunen – Drucks. 20/105 neu –   
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 
herzlichen Dank für Ihr Schreiben vom 21.02.2019 und die damit verbundene Einladung zur 
mündlichen Anhörung in dem oben genannten Gesetzgebungsverfahren. Als Bürger mit einer der 
höchsten Belastung durch Strassenbeiträge in Hessen, nehme ich sehr gerne Stellung zu den 
Gesetzesentwürfen. Durch die Strassenbaumassnahme Sachsenhausen in Eichenzell (Landkreis 
Fulda) werden meine Frau und ich mit einem Betrag in Höhe von ca. 125.000€ belastet. Dieser 
Betrag setzt sich zusammen aus ca. 85.000€ Strassenbeiträge und ca. 40.000 Kanalbeiträge. 
 
Ich vertrete auch die Bürgerinitiativen aus dem Landkreis Fulda, insbesondere aus der Stadt Fulda, 
der Gemeinde Neuhof, der Gemeinde Petersberg und der Gemeinde Eichenzell.  
 
Die oben genannten Gesetzentwürfe werden von mir und den Bürgerinitiativen des Landkreises 
Fulda vollumfänglich unterstützt. Warum diese Gesetzentwürfe gut sind, möchte ich nicht auch 
noch mal wiederholen und verwiese auf die Ausführungen des Verband Wohneigentum sowie der 
AG Straßenbeitragsfreies Hessen, denen ich mich zu 100% anschließe. 
 
Generell kann man sagen, dass im Landkreis Fulda die Diskussion, wie mit der neuen gesetzlichen 
Regelung aus dem Mai 2018 umzugehen ist, voll entbrannt ist. Die einzelnen Gemeinden finden 
leider nur sehr unterschiedliche Wege und Vorgehensweisen. Vieles an Fakten wird ausgelegt wie 
es gerade für die jeweilige Diskussion gebraucht wird. Das schlimmste finde ich Aussagen, wie sie 
in einer Resolution der Bürgermeister im Landkreis Fulda getroffen wurden. Dort konnte man 
sinngemäß lesen, dass die Kommunen zu „Banken für die Bürger“ mutieren oder dass das 
Festhalten an Strassenbeiträge verantwortlich für die solide finanzielle Lage der Kommunen im 
Landkreis wäre. Beides hinterlässt falsche Eindrücke beim Bürger.  
 

Joachim Weber 
Für die Bürgerinitiativen gegen Straßenbeiträge im 
Landkreis Fulda 

Sachsenhauen 17a 
36124 Eichenzell 
 
Mobil: +49 172 6673527 
eMail: jweber@wvvgmbh.com 
 
Eichenzell, den 31.03.2019 
 
 

Hessischer Landtag 
Innenausschuss  
z.H. Frau Lingelbach 
 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
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Seite 2 

 

Für den Fall, dass die Gesetzentwürfe keine Mehrheit finden, möchte ich auf folgende 
Punkte hinweisen, die in Verbindung mit Straßenbeiträgen unbedingt und dringend zu 
regeln sind: 
 

1. Eine negative Verzinsung für Stundungen über 20 Jahre, welche nach dem heutigen 
KAG möglich ist, soll verhindert werden 

2. Anrechnung von Fördermitteln auch für den Anliegeranteil 
3. Festschreibung der RSTO12 als bindend, auch für kommunale Straßen 
4. Festschreibung der Unterhaltspflicht von kommunalen Straßen als Grundlage für die 

Erhebung von Strassenbeiträgen 
5. Rückwirkung bei Abschaffung oder Systemwechsel 

 
zu 1. negative Verzinsung bei Stundung, soll verhindert werden 

Das heutige KAG, welches im Mai 2018 hier im Landtag verabschiedet wurde, weisst 
handwerkliche Fehler auf. Der Basiszinsatz nach §247BGB ist seit Jahren rückläufig. Seit 2013 ist 
dieser negativ, seit 2015 kleiner als minus 0,8%. Aktuell steht dieser bei minus 0,88%.  

Sollte nach dem aktuellen Wortlaut des Gesetzes der Basiszinssatz unter die Marke von -1% 
fallen, würde ein Anlieger für eine Stundung über 20 Jahre „Negativ Zinsen“ von der 
Kommune gezahlt bekommen.   

Da ich selbst kommunalpolitisch tätig bin, ist hier eine Korrektur dringend zu empfehlen. 

 

zu 2. Anrechnung von Fördermitteln auch für den Anliegeranteil 

Ich möchte hierbei auf das Beispiel unserer Straßensanierung verweisen: Die grundhafte 
Sanierung unserer Strasse Sachsenhausen in Eichenzell wurde von der Gemeinde in 2015 
beschlossen. In Summe sollen ca. 40 Anlieger ca. 600.000€ bezahlen. Ca.600.000€ trägt die 
Gemeinde.  

Die Gemeinde hat Fördermittel aus einem Bundesprogramm (GVFG) beantragt. Diese Fördermittel 
in Höhe von über ca. 300.000€ reduzieren aber nur den Teil, den die Gemeinde zu zahlen hat. 
Dabei spielt es keine Rolle ob eine Kommune „Wiederkehrende Strassenbeiträge“ oder „Einmalige 
Straßenbeiträge“ erhebt.   

Wären Fördermittel sowohl auf den Anteil der Kommune als auch auf den Anteil der Anlieger 
angerechnet worden, hätte sich der Anliegeranteil an der Straßensanierung um ca. 25% verringert.  

Denken Sie bitte an die Millionen KIP Mittel, an die vielen Million aus der Hessenkasse und an die 
vielen Millionen aus anderen Landesmitteln, die entweder direkt oder indirekt bei den Kommunen in 
den Straßenbau investiert werden: Kein einziger Euro dieser Mittel entlastet den Anlieger! 

Meine Bitte an den Gesetzgeber: Schaffen Sie hier eine Grundlage für eine faire Entlastung 
von Kommune und Anlieger zu gleichen Teilen.  

 

zu 3. Festschreibung der RSTO12 als bindend auch für kommunale Straßen 
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In unserem Fall haben die Anlieger einen Gutachter beauftragt. Professor Dr. Beckedahl von der 
TU Wuppertal ist einer der führenden Straßenbauexperten und hat die für den Straßenbau gültige 
Richtlinie RSTO12 mit erstellt.  

Professor Beckedahl kommt in seinem Gutachten zu folgenden Ergebnissen: 

1. Die RSTO12 wurde falsch angewendet, die Kommune hat keine nachvollziehbare 
Berechnung der Belastungsklasse gemacht und viel zu aufwendig saniert. Die Kommune 
hat damit nach Aussage des Gutachters die RSTO12 völlig falsch angewendet.  

2. Die Strasse ist nach Berechnungen unseres Gutachters viel zu teuer gebaut, je nach 
Ansatz 225% bis 250% 

3. Eine schlichte Sanierung, sprich neue Teerdecke, hätte ausgereicht, da keine 
Frostschäden erkennbar waren. Eine grundhafte Erneuerung war nach dem Gutachten von 
Prof. Dr. Beckedahl gar nicht notwendig. Dies hätte dann allerdings zu einer 
Instandhaltungsmaßnahme geführt, die zu 100% von der Kommune hätte bezahlt werden 
müssen.  

36 Anlieger klagen gegen die Vorausleistungsbescheide. Kernfrage in unserem Fall ist, ob die 
RSTO12 rechtsverbindlich ist. Die erste Instanz (Verwaltungsgericht Kassel) hat gesagt „Nein - ist 
sie nicht“, die zweite Instanz ( Hessischer Verwaltungsgerichtshof) hat gesagt „ist sie, aber nur 
wenn Landes- und Bundesmittel ausgegeben werden“. Da Fördermittel vom Bund im Rahmen der 
GVFG-Mittel eingesetzt werden, ist dies bei der Sanierung der Fall und muss im 
Hauptsacheverfahren geklärt werden.  

Die Hessische Landesregierung hat die RSTO12 für die Kommunen in einem Erlass für bindend 
erklärt, dabei aber offen gelassen ob dies auch die grundhafte Sanierung von kommunalen Straßen 
gilt. Das Bundesverwaltungsgericht hält die RSTO 12 auch für rechtsverbindlich. Daher gehen wir 
davon aus, dass wir im Hauptsacheverfahren Recht bekommen, im Zweifel erst in vielen Jahren 
vor dem Bundesverwaltungsgericht. 

Meine Bitte an den Gesetzgeber: Schaffen Sie hier Klarheit. Es dürfen keine 
Anliegerbeiträge erhoben werden, wenn die Straßenbaunorm RSTO12 nicht eingehalten 
wird und die Kommune zu großzügig Geld ausgibt und einen „Luxusbau“ plant. Eine 
„Angemessenheitsprüfung“, ob die geplanten Kosten gemäß den Vorgaben der RSTO12 
entsprechen, sollte Pflicht werden. Wird diese Angemessenheitsprüfung nicht von der 
Kommune durchgeführt, kann sie keine Anliegerbeiträge erheben.  

 

zu 4. Festschreibung der Unterhaltspflicht von kommunalen Straßen als Grundlage für die 
Erhebung von Strassenbeiträgen 

Die Kommunen unterlassen in vielen Fällen seit Jahrzenten die Unterhaltung von 
Gemeindestrassen. Irgendwann steht dann die grundhafte Erneuerung an, die zahlt dann der 
Bürger zu gewissen Anteilen. Sehr einfach für die Kommune. Das passiert hundertfach in Hessen 
und viele geben es sogar offen zu.  

Die Forschungsanstalt für Strassen- und Verkehrswesen, deren Merkblätter Grundlage für den 
Straßenbau in vielen Bereichen sind, hält einen Betrag von 1,10-1,30€ pro Quadratmeter 
Gemeindestrasse und Jahr für den Unterhalt einer Gemeindestrasse für angemessen. 
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(Quelle: Merkblatt über den Finanzbedarf der Strassenerhaltung in den Gemeinden (FGSV Nr. 
986)).  Keine mir bekannte Kommune hält diese Wert ein. 

Meine Anregung an den Gesetzgeber: Kommunen dürfen keine Straßenbeiträge erheben, 
wenn Sie der Unterhaltspflicht nicht nachkommen.  

 

zu 5. Rückwirkung bei Abschaffung oder Systemwechsel 

Der Gesetzgeber sollte dringend im Rahmen der kommunalen Selbstbestimmung eine 
Gesetzesgrundlage dafür schaffen, dass eine Kommune, nach ihrem beliebigen Ermessen, 
Regelungen für eine Rückwirkung bei der Abschaffung oder bei einem Systemwechsel treffen 
kann, ohne dass diese vor Gerichten ausgetragen werden müssen.  

 

 

 

Abschließende Anmerkung zum Wegfall der erhöhten Gewerbesteuerumlage: 

Seit 25 Jahren finanzieren die Kommunen in Hessen und das Land Hessen den Aufbau der 
Infrastruktur in den neuen Bundesländern, über den Fonds „Deutsche Einheit“, den Solidarpakt I 
und den Solidarpakt II. Die Kommunen liefern ihren Anteil in Form der erhöhten 
Gewerbesteuerumlage.  

Wir reden hier von über 500 Millionen Euro, die jedes Jahr über die erhöhte 
Gewerbesteuerumlage an das Land Hessen abgeführt wird. 

Diese Umlage läuft Ende 2019 aus und würde, ohne dass es dazu einer gesetzlichen Initiative 
bedarf, wieder den Städten und Gemeinde zugutekommen. Die Gewerbesteuerumlage würde 
automatisch sinken und - ganz grob berechnet - würden etwas mehr als 10% der 
Gewerbesteuereinnahmen zusätzlich bei den Kommunen verbleiben.  

Viele von Ihnen sind kommunalpolitisch tätig, halten Sie sich bitte vor Augen: vor 25 Jahren wurden 
die Kommunen mit kommunalem Geld für den Aufbau Ost herangezogen. Dieses Programm läuft 
aus und nun soll dieses kommunale Geld nicht wieder direkt an die Kommunen zurückfließen. 

Im Finanzplanungserlass des „Hessischen Ministerium des Inneren und für Sport“ vom 13.9.2018 
ist dazu vermerkt: 

„Der Bundesvervielfältiger von 29 Prozentpunkten zur Beteiligung der westdeutschen Kommunen 
an den Belastungen ihrer Länder durch die Einbeziehung der neuen Länder in den Finanzausgleich 
ist nach § 6 Abs. 3 GFRG bis zum Jahr 2019 befristet. In den Orientierungsdaten wird eine 
ungeschmälerte Fortgeltung der Rechtslage ab 2019 unterstellt, da hier eine Anschlussregelung 
geboten ist. Die konkrete Höhe des Vervielfältigers steht insoweit unter dem Vorbehalt der 
politischen Verhandlungen.“ 

Ihr Eingreifen als Landtagsabgeordnete ist jetzt und unmittelbar erforderlich. Setzen Sie 
sich dafür ein, das den Kommunen dieses Geld ab 2020 wieder zur Verfügung steht. 
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Bringen Sie hierzu bitte eine Gesetzesinitiative auf den Weg. Hier ist die Opposition 
gefordert, wenn es die Regierung nicht tut.  

Die Bürgerinitiativen aus ganz Hessen erwarten, dass Sie sich dafür einsetzen, dass das 
„kommunale Geld“ aus der erhöhten Gewerbesteuerumlage ab 2020 den Kommunen für 
ihre kommunalen Aufgaben wieder zur Verfügung steht und nicht weiter vom Land 
vereinnahmt wird und „im Haushalt untergeht“.  

Nutzen sie den oben zitierten „Vorbehalt der politischen Verhandlungen“ jetzt und schaffen Sie 
hierfür die Grundlage. Sie als Landtagsabgeordnete sind dem Wohl der Bürger und der Kommunen 
verpflichtet.  

Diese Aufforderung richtet sich auch an die kommunalen Spitzenverbände und die Bürgermeister 
in ganz Hessen.  

Wir erwarten, dass sie alle sich dafür einsetzen, dass nach 25 Jahren, in denen in die 
Infrastruktur der neuen Länder investiert worden ist, dieses Geld nun für die hessische 
Infrastruktur verwendet wird.  

Wir erwarten, dass sie sich dafür einsetzen, dass dieses „Kommunale Geld“ zukünftig dafür 
verwendet wird, die Straßenausbaubeiträge in Hessen abzuschaffen. 

Wir erwarten weiterhin, dass sie sich dafür einsetzen, dass für die wenigen Kommunen, die 
davon nicht profitieren würden, ein Sonderfond geschaffen wird.  

Thüringen schafft die Straßenbeiträge ab, Mecklenburg-Vorpommern schafft sie ab, Berlin hat sie 
abgeschafft und zurückbezahlt, Bayern hat sie abgeschafft und bis 2017 zurückbezahlt, Hamburg 
hat abgeschafft, Baden-Württemberg hat zu keiner Zeit welche erhoben.  

Über den Länderfinanzausgleich stützen wir einen Teil dieser Länder zusätzlich mit gigantischen 
Milliardenbeträgen. Das Land Hessen zahlt Milliarden in den Länderfinanzausgleich ein. Wir 
finanzieren also die nichtvorhandenen Straßenbeiträge in anderen Bundesländern mit unseren 
Steuergeldern! Hier in Hessen werden dann von unseren Bürgern, ihren Wählern, fünfstellige 
Beträge für die grundhafte Sanierung von Gemeindestraßen verlangt. Über die Neuverhandlung 
des Länderfinanzausgleiches kommen weitere Einnahmen von über 600 Mio. Euro auf das Land 
Hessen zu. Geld, welches den Kommunen zur Verfügung gestellt werden kann.  

Dieses krasse Missverhältnis passt nicht mehr und ist den Bürgern nicht länger zu vermitteln. 
Eigentum verpflichtet! Die Straßen sind Eigentum der Kommunen. Setzen Sie sich dafür ein, dass 
sowohl das Land Hessen, als auch die Kommunen dieser Verpflichtung gerecht werden. Setzen 
Sie sich dafür ein, dass die zur Verfügung stehenden Mittel in Zukunft für eine Entlastung der 
Bürger eingesetzt werden und somit ein Stück mehr Gerechtigkeit erreicht wird. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 
Joachim Weber 
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Stand: 08.08.2019 Resolutionen Teil 3 

Ausschussvorlage INA 20/1 – öffentlich – 

Ausschussvorlage HHA 20/1 – öffentlich –  

 

Resolutionen 

zu den 

Gesetzentwürfen 
zum Thema Straßenausbaubeiträge 
– Drucks. 20/64 und Drucks. 20/105 neu – 
 
 
10. Gemeinde Schöffengrund S.   23 

11. Stadt Waldkappel S.   26 

12. Stadt Nidda S.   31 

 

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/4/00064.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/5/00105.pdf


Gemeinde Schöffengrund 

Gemeinde Schöffengrund · Neukirchener Straße 5 · 35641 Schöffengrund 

Hessischer Landtag 
Innenausschuss 
Schlossplatz 1 - 3 
65183 Wiesbaden 

EINGEGANGEN 

I 6. Mai 2019 

HESSISCHER LANDTAG 

Resolution der Gemeindevertretung der Gemeinde Schöffengrund zur 
Abschaffung von Straßenbeiträgen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

bezugnehmend auf den obigen Betreff übermittele ich Ihnen namens 

des Gemeindevorstandes sowie im Auftrag des Vorsitzenden der 

Gemeindevertretung Schöffengrund die anliegende von der Gemein­

devertretung der Gemeinde Schöffengrund beschlossene Resolution 

zur Abschaffung von Straßenbeiträgen mit der Bitte die hier aufgeführ­

ten Überlegungen und Forderungen in ihre Entscheidungen mit einzu­

beziehen. 

~ac tu 

~;,ael 
Bürger eister 

Bankverbindungen 
Volksbank Mittelhessen (BLZ 513 900 00) Klo. 77 820 507 
Sparkasse Wetzlar (BLZ 515 500 35) Kto. 49 000 300 
Postbank Frankfurt (BLZ 500 100 60) Kto. 163 370 607 

VBMHDESF DE62 5139 0000 0077 8205 07 
HEtADEFlWET DE68 5155 0035 0049 0003 00 
PBNKDEFF DE69 5001 0060 0163 3706 07 

Der Gemeindevorstand 

Neukirchener Straße 5 
35641 Schöffengrund 
Telefon 06445 9244-0 
Telefox 06445 9244-66 
Mail: info@schoeffengrund.de 
Netz: www.schoeffengrund.de 

Becrbe,jer/in 

Michael Peiler 
Unser Ze1chen 

MP 

Durchwohl 

-60 
E-mail 

Michael.peller@ 
schoeffengrund.de 

Tag 

06. Mai 2019 

Mo. 8 00 - 12.00 Uhr 
und 14.00 - 15.30 Uhr 

Di 8.00 - 12 00 Uhr 
und 14.00 - 15.30 Uhr 

Mi. geschlossen 
Do. 8.00 - 12 00 Uhr 

und 15 00 - 18.00 Uhr 
Fr. 8.00 - 12.00 Uhr 

Termine außerhalb der regulären 
Speechzeiten sind noch vorheriger 
Vereinbarung 
grundsätzlich 
möglich 
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RESOLUTION ZU STRASSENAUSBAUBEITRÄGEN 

Vorwort 

Investitionen in verkehrliehe Infrastruktur können dauerhaft nicht allein aus 
kommunalen Haushalten gestemmt werden, folglich ist eine grundsätzliche und für 
alle Kommunen gleiche Regelung erforderlich. Diesen Weg hat die hessische 
Landesregierung durch Änderung des Kommunalen Abgabengesetzes (KAG) ohne 
erkennbaren Grund verlassen und nach Jahrzehnten bewährter Praxis den 
Kommunen den "schwarzen Peter" zugeschoben. 

Der Bürgermeister der Gemeinde Schöffengrund, Michael Peiler, der 
Gemeindevorstand sowie die Gemeindevertretung fordern daher die 
Landesregierung auf, bezüglich der Erhebung von Straßenbeiträgen Regelungen 
zugunsten einer einheitlichen Praxis in Hessen verbindlich und zügig zu treffen sowie 
ausschließlich Finanzmittel aus originären Landesmitteln für die grundhafte 
Erneuerung kommunaler Straßen zur Verfügung zu stellen. 

Viele Kommunen im ländlichen Raum in Hessen erheben seit vielen Jahrzehnten 
Anlagenbezogene Straßenbeiträge von Eigentümern. Dies trägt sicher zur 
finanziellen Stabilität vieler Kommunen bei. 

Durch die Einführung der Hessenkasse im Sommer 2018 wurden u.a. Kommunen 
gestärkt, die in der Vergangenheit keine Straßenbeiträge erhoben hatten, ggf. 
dadurch in eine finanzielle Schieflage geraten sind und auf Kassenkredite 
angewiesen waren. Diesem Tatbestand wollte das Land durch die Einführung der 
verpflichtenden Erhebung von Straßenbeiträgen im Jahre 2013 sicherlich vorbeugen. 
Eine andere Erklärung für diese Gesetzesänderung können wir nicht erkennen. 

Das Land Hessen betrieb zuletzt sogar einen erheblichen Aufwand, um Kommunen 
ohne Beitragssatzung zu disziplinieren, einer geregelten Systematik zugunsten 
kommunaler Entschuldung durch Beitragssatzungen (sei es Anlagenbezogen oder 
wiederkehrend) näher zu bringen und letztlich eine Gleichbehandlung hessischer 
Bürgerinnen und Bürger zu erreichen. Dieses Engagement zeugte von der 
Erkenntnis, dass die steigenden Investitionsbedürfnisse in die Infrastruktur eine der 
großen Herausforderungen für die öffentliche Hand darstellen. 

Durch die Entscheidung, die Erhebung von Straßenbeiträgen vollends in die 
kommunale Selbstverwaltung zu geben sowie der zusätzlichen Bürde, über einen 
einfachen Antrag eine Stundung von Beiträgen auf 20 Jahre gewähren zu müssen, 
wurden gerade die finanziell schwächer gestellten Gemeinden zusätzlich unter Druck 
gesetzt. Selbst bei kleinsten Beträgen werden die Kommunen nun schon als "Bank" 
missbraucht, was zu einer deutlichen Erhöhung des Verwaltungsaufwands und zu 
finanziellen Mehrbelastungen durch Fremdfinanzierung führt. 

Unabhängig davon, ob Widerspruch gegen einen zugestellten Gebührenbescheid 
eingelegt wird oder nicht, sind die Straßenbeiträge innerhalb eines Monates nach 
Bekanntgabe des Bescheides auf der gesetzlichen Grundlage des § 11 Abs.12 
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Nr.13 KAG zur Zahlung fällig. Der Nachweis eines berechtigten Interesses für die 
Ratenzahlung ist nicht mehr erforderlich. Jeder Zahlungspflichtige hat einen 
Anspruch hierauf, ohne dass er seine finanziellen Verhältnisse offenlegen muss. Der 
Zinssatz für die Verzinsung der gestundeten Beträge wird von 3 % auf 1% über dem 
Basiszinssatz nach § 247 BGB herabgesetzt. 

Die Verpflichtung zum Haushaltsausgleich der Kommunen gern. § 92 Abs. 4 
HGO besteht jedoch weiterhin. 

Als Resultat schaffen nun einige Kommunen Straßenbeiträge ab, so dass die 
Ungleichbehandlung unter hessischen Kommunen und ggfs. die Abhängigkeit der 
notwendigen Investitionen von der jeweiligen Wirtschaftslage immer stärker in den 
Vordergrund tritt. 

Durch die entstandene Situation sind inzwischen vielerorts öffentliche Bürgerproteste 
entstanden, die sich in der Gründung von Bürgerinitiativen äußern. Das Verständnis 
für die Erhebung von Straßenbeiträgen sinkt zunehmend. Durch die generelle 
Zunahme des Verkehrs in den letzten Jahren steigt der Unwille von 
Grundstückseigentümern, Straßen, die u.a. durch die Nutzung von 
Durchgangsverkehren schadhaft geworden sind, unter Berücksichtigung privater 
Eigenmittel zu sanieren. Das Argument, dass diese Infrastruktur als 
Erschließungsanlage allen Grundstückseignern das Baurecht und eine adäquate 
Nutzung dauerhaft sichert, hat an Wirkung verloren. 

Wir fordern daher die Landesregierung auf, den Bürgerfrieden durch klare 
Regelungen oder finanzielle Unterstützung der hessischen Kommunen aus 
originären Landesmitteln wiederherzustellen. 

ln Frage kommt zum Beispiel ein Sondertopf- analog dem Freistaat Bayern - über 
100- 150 Mio. EUR für alle hessischen Kommunen. Dies erstreckt sich ebenso auf 
die Förderung von Abrechnungsgebieten für Kommunen, die wiederkehrende 
Straßenbeiträge vor dem 01.01.2018 eingeführt haben. 

Alternativ sehen wir eine klare gesetzliche Regelung als notwendig an, welche 
entweder das Verbot oder die Pflicht zur Erhebung von Beiträgen zum Ziel hat. 

Schöffengrund, den 30. April2019 

g~ 
Vorsitzender der Gemeindevertretung 

I 

25



DER MAGISTRAT DER STADT WALDKAPPEL 
"DIE STADT AM WALDE" 

Der Magistrat der Stadt Waldkappel- Leipziger Str. 34 - 37284 Waldkaprel 
5A 2FC3 3551 98 7000 0978 • 

DV05.19 0,85De"'KhoPo~ '9!' fD 
Hessischer Landtag 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesebaden 

Ihr Zeichen 

EINGEGANGEN 

2 7. Mai 2019 

HESSISCHER LANDTAG 

Unser Zeichen: (stets angeben) 

Leipziger Straße 34 
- Eingang Lange Gasse -
37284 Waldkappel 

Telefon (05656) 9897-0 
(05656) 9897-56 

Telefax 

Internet 
E-Mail 
E-Mail direkt 

(05656) 922471 

Ihre Nachricht vom Unser Schreiben vom Bearbeiter/in Datum 

Zentrale 
Durchwahl 

Carina Eggert 24. Mai 2019 

Verabschiedung einer Resolution zur Regelung zugunsten einer einheitlichen Praxis 
zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen in Hessen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Waldkappe I hat in ihrer Sitzung vom 
10. Mai 2019 die Resolution "Aufforderung der Landesregierung und der Fraktionen im Hes­
sischen Landtag, Regelungen zugusten einer einheitlichen Praxis zur Erhebung von Stra­
ßenausbaubeiträgen in Hessen verbindlich und zügig zu treffen, klare Finanzierungsvor­
schläge zu unterbreiten oder Finanzmittel aus originären Landesmitteln zur Verfügung zu 
stellen" aus den in der Resolution genannten Gründen einstimmig beschlossen. 

Wir geben Ihnen hiermit die Resolution zur Kenntnis und der Bitte um Unterstützung. 

Die Resolution geht nachrichtlich mit gleicher Post an den umseitigen Verteiler mit der Bitte, 
die Resolution der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Waldkappel ebenfalls zu unter­
stützen. 

Mit freun~li en Grüßen 

~IM 
Reiner A am 
Bürgermeister 

Anlage 

~M fiir- Ihr-e. ~fc:-... 

Sparkasse Werra-Meißner 
IBAN DEOS 5225 0030 0004 0001 54 
BIC HELADEF1ESW 

Sie erreichen uns: Montag bis Mittwoch 
Freitag 

Postbank Frankfurt 
IBAN DE57 5001 0060 0085 1506 OS 
BIC PBNKDEFF 

07:00 - 11:45 Uhr 
07:00 - 11:30 Uhr 

Volksbank Raiffeisenbank Werra Meißner eG 
IBAN DE97 5226 0385 0004 0111 20 
BIC GENODEF1ESW 

Donnerstag 13:00- 17:45 Uhr 
sowie nach Vereinbarung 
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Hessische Landesregierung 

1. Die Hessische Landesregierung 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

Hessischer Landtag 

1. Hessischer Landtag 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

Die Fraktionen im Hessischen Landtag 

1. CDU-Fraktion 
Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Michael Boddenberg 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

2. Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Mathias Wagner 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

3. SPD-Fraktion 
Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Thorsten Schäfer-Gümbel 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

4. AfD-Fraktion 
Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Robert Lambrou 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

5. Fraktion Freie Demokraten 
Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Rene Rock 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

6. Fraktion Die Linke 
Frau Fraktionsvorsitzende 
Janine Wissler 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

DERMAGISTRAT DERSTADT W ALDKAPPEL 

Seite 2 von 2 

Die Landtagsabgeordneten des Werra­
Meißner-Kreises 

1. Frau Landtagsabgeordnete 
Lena Arnoldt 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

2. Frau Landtagsabgeordnete 
Karina Fissmann 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

3. Herr Landtagsabgeordneter 
KnutJohn 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

4. Herr Landtagsabgeordneter 
Hans Jürgen Müller 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

5. Herr Landtagsabgeordneter 
Felix Martin 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

6. Herr Landtagsabgeordneter 
Gerhard Schenk 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
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Verteiler 

An 

die Hessische Landesregierung 

den Hassischen Landtag 

die Fraktionen im Hassischen Landtag 

die Landtagsabgeordneten des WMK (Arnoldt; Fissmann, John, Müller, Martin, 
Schenk) 

Resolution 

"Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Waldkappel fordert die 
Landesregierung und die Fraktionen im hessischen Landtag auf, 
Regelungen zugunsten einer einheitlichen Praxis zur Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen in Hessen verbindlich und zügig zu treffen, klare 
Finanzierungsvorschläge zu unterbreiten oder Finanzmittel aus originären 
Landesmitteln zur Verlügung zu stellen." 

Begründung: 

Die Stadt Waldkappet muss leider schon seit vielen Jahren Straßenausbaubeiträge 
erheben. Als Schutzschirmkommune war sie auch gezwungen, die Hebesätze 
(Grundsteuer A und B 650, Gewerbesteuer 450) entsprechend zu erhöhen. Die Bürger 
der Stadt Waldkappel werden bereits überdurchschnittlich stark belastet. 

Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen ist für viele Städte und Gemeinden in 
Hessen zur Finanzierung dieser Maßnahmen unerlässlich. Auch die Stadt Waldkappet 
kann - aufgrund ihrer seit Jahren angespannten Haushaltslage und als noch offizielle 
Schutzschirmkommune - hierauf nicht verzichten. 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Waldkappet ist sich dabei bewusst, dass 
die Erhebung dieser Beiträge für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger eine weitere 
zusätzliche erhebliche Belastung darstellt. 

Die für den Straßenausbau erforderlichen Investitionen können jedoch nicht aus den 
Erträgen unserer Stadt und den Zuweisungen des Kommunalen Finanzausgleiches 
allein aufgebracht werden. 
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Gerade die Kommunen im ländlichen Raum, zu den auch die Stadt Waldkappel gehört, 
sind wirtschaftlich nicht in der Lage, die Straßenausbaubeiträge ohne finanziellen 
Ausgleich des Landes abzuschaffen. 

Aber finanziell besser gestellte Kommunen werden die Straßenausbaubeiträge mit 
großer Wahrscheinlichkeit abschaffen können. Ländliche bzw. finanzschwächere 
Kommunen werden dadurch vermeidbar benachteiligt. Die Kluft zwischen den 
hessischen Kommunen wird immer größer. Auf unseren ländlichen Kommunen lastet 
daher ein enormer Druck, die Lebensverhältnisse der hier lebenden Bürgerinnen und 
Bürgerinnen nicht nur mit großer Mühe zu erhalten, sondern darüber hinaus zu 
verbessern. Nur so können wir überhaupt als Wohnort attraktiv - auch gegenüber 
anderen Kommunen- bleiben. 

Die so erzeugte Konkurrenzsituation zwischen den hessischen Kommunen und die 
Benachteiligung finanziell schwächerer Kommunen kann weder von der hessischen 
Landesregierung noch von den Landtagsabgeordneten selbst, besonders von denen, 
die unsere Region vertreten, gewollt sein. 

Der neue Koalitionsvertrag spricht doch von einer "Förderung des Ländlichen Lebens" 
und von einem Streben nach der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in allen 
Landesteilen. Diesem widerspricht die hessische Landesregierung durch fehlenden 
finanziellen Ausgleich für finanzschwächere Kommunen und nimmt so schlechtere 
Lebensbedingungen im ländlichen Raum billigend in Kauf. Dieses Ziel muss politisch 
umgesetzt werden und darf kein leeres Wahlversprechen bleiben! 

Mit der derzeitigen Regelung zu den Straßenausbaubeiträgen werden diese Aussagen 
mit "Füßen getreten". 

Das am 28. Mai 2018 aufgrund des Drucks aus der Bevölkerung geänderte "Gesetz 
zur Neuregelung der Erhebung von Straßenausbaubeiträgen" ändert nur die 
Rahmenbedingungen, hilft uns finanzschwachen Kommunen aber keinen Schritt 
weiter. Denn neben den dort genannten Bedingungen sind weitere gesetzliche 
Vorgaben, wie z.B. die Verpflichtung zum Haushaltsausgleich gern.§ 92 Abs. 4 HGO, 
zu beachten bzw. sogar vorrangig zu berücksichtigen. 

Auch die Erleichterungen der Ratenzahlungsmöglichkeit, welche von fünf auf 20 Jahre 
verlängert wird, ist keine Erleichterung für die Kommunen, sondern eine zusätzliche 
Belastung. Wer die verlängerte Ratenzahlung in Anspruch nehmen will, muss gar kein 
berechtigtes Interesse mehr nachweisen. Jeder Millionär kann die Ratenzahlung in 
Anspruch nehmen, lässt sein Geld weiter für sich arbeiten und die Kommune und seine 
Bürger tragen die Kosten. Zum anderen wurde der bisher in Rechnung zu stellende 
Zinssatz um 2 %, nämlich auf 1 %über dem Basiszinssatz nach§ 247 BGB, aktuell-
0,88 % (seit 1.7.2016), reduziert. Für 0,12 % bekommen aber selbst die Kommunen 
aktuell keine Kredite für 20 Jahre! Wer übernimmt diese Kosten? 
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Damit die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Waldkappel zu anderen hessischen 
Kommunen gleichwertige Lebensbedingungen vorfinden und diesen gegenüber nicht 
benachteiligt werden, ist eine einheitliche landesweite Regelung zur Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge notwendig und eine sinnvolle Finanzierung der 
Straßenerneuerung von Ortsstraßen auf den Weg zu bringen. 

Wir verweisen diesbezüglich auf die anderen Bundesländer, die keine 
Straßenbeiträge erheben, wie Hamburg, Bayern, Berlin, Baden-Württemberg und 
Stadt Bremen. 

Die Stadtverordnetenversammlung fordert daher die Hassische 
Landesregierung und alle Fraktionen im Hess. Landtag auf: 

- im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens die vollständige Abschaffung von 
Straßenausbaubeiträgen und Aufbringung der erforderlichen Finanzmittel aus 
originären Landesmitteln zur Verfügung zu stellen. 

- im Sinne des Auftrags der Landesverfassung zu handeln und sich, 
entsprechend der Vereinbarungen des Koalitionsvertrages, für gleichwertige 
Lebensbedingungen in allen Teilen unseres Landes einzusetzen. 

- diese Änderungen zügig im "Gesetz über kommunale Abgaben" (KAG) 
umzusetzen. 

Im Auftrag der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Waldkappel 

\'-tr . ~ 
Corinna Müller 
Stadtverord netenvorsteherin 

J 
Fqr den Magistrat 
:! ". ,. 
! ! 

Bürgermeister/Reiner Adam 

T orsten Hatt 
(GAL) 
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DER MAGISTRAT DER STADT NIDDA 

Magistrat der Stadt Nidda, Wilhelm-Eckhardt-Piatz, 63667 Nidda 

Hessischer Landtag 
Schloßplatz 1 - 3 
65183 Wiesbaden 

EINGEGANGEN 

2 7. Juni /019 

HESSISCHER LANDTAG 

Hausadresse: 

Telefon: 
Fax: 
E-Mail: 
Internet: 

Öffnungszeiten 

Aktenzeichen: 
Schriftstück: 

Auskunft erteilt: 
Durchwahl: 
E-Mail: 
Zimmer-Nr.: 

Datum: 

Wilhelm-Eckhardt-Piatz 
63667 Nidda 
0 60 43/ 80 06-0 
0 60 43/80 06-113 
info@nidda.de 
www.nidda.de 

Mo-Fr 8-12 Uhr 
Do 14-18 Uhr 

656.33 
203689 

Frau Matzke 
0 60 43 I 80 06-256 
g.matzke@nidda.de 
205 

19.06.2019 

Resolutionsantrag zur Streichung der Beitragspflicht für den Ausbau von Ortsstraßen aus 
dem Kommunalen Abgabengesetz und Finanzierung mit Landesmitteln 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Nidda hat in ihrer Sitzung am 14.05.2019 den folgen­
den Resolutionsantrag einstimmig beschlossen: 

"Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Nidda fordert den Hassischen Landtag auf, die Strei­
chung der Beitragspflicht für den Ausbau von Ortsstraßen aus dem Kommunalen Abgabengesetz 
zu beschließen und die daraus resultierenden Einnahmeausfälle der Kommunen durch Zuweisung 
aus originären Landesmitteln zur Verfügung zu stellen." 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

Hans-Peter Seum 
Bürgermeister 
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